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Heute vor 64 Jahren Einspruch

Das ist nicht 
unseriös
Von Madeleine Göschke-Chiquet 
und Hans Göschke

Als «unseriös» klassierte Herr Appel in 
seiner Replik vom 15.11. den Artikel
von Madeleine Göschke «Macht statt
Recht» vom 9.11. zur Flughafenent-
wicklung. Nachfolgend erlauben wir
uns eine Richtigstellung.

Gewiss sind landesweit Rauchen
und Bluthochdruck wichtigere Risiko-
faktoren als der Fluglärm. Unbestritten
ist auch, dass der Strassenlärm wegen 
seiner grösseren Ausbreitung mehr 
Herzinfarkte verursacht. Aber laut
einer Nationalfondsstudie von 2010
sind tödliche Herzinfarkte bei einem
Fluglärm-Mittelpegel von 57,4 Lden,
wie in Allschwil gemessen, um 14 Pro-
zent häufiger als anderswo in der
Schweiz. Wir bedauern, dies wieder-
holen zu müssen. Bei 60 und mehr
Lden sind Infarkte gar um 48 Prozent 
häufiger. Angesichts der Wachstums-
pläne des EAP sind wir davon nicht
mehr weit entfernt.

Kausaler Zusammenhang
Der kausale Zusammenhang zwi-

schen Fluglärm und Herzinfarkt ist 
unbestritten. Dazu der Bundesrat im
Bericht zum Postulat Barazzone vom
28.6. 2017: «So ist wissenschaftlich 
erwiesen, dass ein kausaler Zusammen-
hang zwischen stressbedingten Krank-
heiten (etwa Herzinfarkt oder Blut-
hochdruck) und Strassen- oder Flug-
lärm besteht.» In der von Herrn Appel 
falsch zitierten Sirene-Studie steht Fol-
gendes: »Wir bestätigen den
Zusammenhang von Fluglärm und
Herzinfarkt. Zudem war der Fluglärm
verbunden mit Herzversagen und
ischämischem Hirnschlag.»

Hauptverantwortlich ist der Nacht-
fluglärm. Laut Herr Appel wurde in der
Sirene-Studie «der Nachtfluglärm in 
Basel explizit ausgeschlossen und nicht 
untersucht, da mit dem Nachtflug-
verbot ein solcher gar nicht vorliegt».
Diese Behauptung ist nach Auskunft 
des Studienleiters völlig falsch. Basel
wurde keineswegs ausgeschlossen.

Der Nachtflugbetrieb dauert in
Zürich von 22 bis 23.30 Uhr, in Basel
von 22 bis 24 Uhr und 5 bis 6 Uhr, also
doppelt so lang. Die WHO fordert seit 
Oktober 2018 die Einhaltung von 
Grenzwerten, die weit unterhalb der
schweizerischen liegen.

Herr Appel lobt die Massnahmen
des EAP zur Reduktion des Nachtflug-
lärms. Dazu will der EAP die Zahl der
Südstarts zwischen 23 und 24 Uhr
halbieren. Der Fluglärm wird damit 
genau um drei Dezibel reduziert. Wir 
wären somit wieder beim Zustand von
2014, als sich der Schalldruck von 23
bis 24 Uhr in Allschwil laut EAP innert
Jahresfrist verzehnfacht hatte. Die
trinationalen Schutzverbände haben 
dieses Geschenk dankend abgelehnt.

Wir sind keine Flughafengegner
Herr Appel nennt uns «Flughafen-

gegner». Der Schutzverband ist sich der
wirtschaftlichen Bedeutung des EAP
durchaus bewusst und betont dies bei 
jeder Gelegenheit. Aber wir sind über-
zeugt, dass sich der Fluglärm bei gerin-
gen wirtschaftlichen Einbussen redu-
zieren lässt, vor allem durch eine 
gleichlange Nachtflugsperre wie in
Zürich.

Die Wirtschaftsstudie des EAP von 
2009 hat dies bestätigt: Kein Passagier-
verlust, die Airlines können sich 
«anpassen» oder «voraussichtlich 
anpassen». Auch der angedrohte Weg-
zug der Expressfracht ist vom Tisch,
seit die Nachtflugsperre an allen fünf
benachbarten Flughäfen länger dauert
als in Basel.
Madeleine Göschke-Chiquet, Präsidentin 
Schutzverband, PD Dr. med. Hans Göschke, 
Vorstand Schutzverband

Briefe

An unsere 
Leserinnen und Leser

Wir veröffentlichen Briefe sowie
Kommentare, die uns über baz.ch, 
Facebook (facebook.bazonline.ch) oder
Twitter (@bazonline) erreichen. Über nicht
veröffentlichte Briefe wird keine Korres-
pondenz geführt. Die Briefe sollten sich
auf BaZ-Artikel beziehen. Die Redaktion
behält sich vor, Texte zu kürzen. Bitte
senden Sie die Briefe mit vollständigem
Namen, Adresse und Telefonnummer (für
Rückfragen). Vielen Dank.
http://verlag.baz.ch/leserbrief
oder per E-Mail: leserbrief@baz.ch
Postadresse: Basler Zeitung,
Leserbriefe, Postfach 2250, 4002 Basel

Der Präsident – der 
Paragrafenreiter
Respekt, ganz einfach Respekt:
BaZ 23.11.18
Der Artikel von Dominik Heitz hat voll
ins Schwarze getroffen – Kompliment. 
Er kritisiert die Grossräte im Parlament,
wie sie sich benehmen, sofern sie über-
haupt anwesend sind, und wie sie ein
schlechtes Bild an politisch Interessierte 
und Schulklassen abgeben. Und wenn
mal ausnahmsweise etwas Ausser-
ordentliches geschieht, wie eine Gross-
rätin, die ihr schlafendes Kleinkind für
kurze Zeit an ihren Platz nimmt, kommt 
plötzlich Empörung auf, der Präsident 
ist überfordert und versteckt sich in der 
Not hinter Paragrafen – eigentlich ein
Armutszeugnis. Mutige, praktikable
Entscheidungen zu treffen ist ihm
fremd. Viele verhalten sich kleinbürger-
lich und intolerant. So ein Fall kommt 
bekanntlich äusserst selten vor und ent-
steht aus einem Notfall heraus – eigent-
lich unbedenklich, solange das Kind
schläft und nicht stört. Jetzt soll für so
einen Ausnahmefall wieder ein Regle-
ment ausgearbeitet werden. Ich denke,
wir haben andere Aufgaben, um die sich 
die Parlamentarier kümmern sollten. 
Schliesslich wurden sie gewählt, um zu
arbeiten und sich den Sorgen und Nöten 
unserer Bürger anzunehmen.

Peter Riechsteiner, Riehen

Der Schwarze Peter
der Grünen
Das Präsidialdepartement (geführt seit 
Jahren durch die Grünenpolitiker Guy
Morin und Elisabeth Ackermann) hätte 
sich schon seit Langem dieses Themas
annehmen können, ja sollen, indem es
einen entsprechenden Vorschlag zur
Reglementsänderung hätte einbringen
können oder gar die Einrichtung einer
Kita im Rathaus hätte vorschlagen kön-
nen. Lukas E. Linder, Basel

Nur um Aufsehen
zu erregen
Wie tief muss man denn fallen, bis man 
mit einem «Buschi» in den Grossrats-
Saal einläuft, um Aufsehen zu erregen? 
Das glaubt doch Frau Steinle selber
nicht, dass sie niemanden gefunden hat. 
Sie hätte das Kind spielend im Sekreta-
riat abgeben können; oder zumindest

dort nachfragen. Oh Wunder, dass sie
als «Emanze» das Kind nicht noch im
Saal gestillt hat. Das hätte doch noch 
gepasst. Es stünde ihr besser an, wenn
sie die viele Aufmerksamkeit der Politik
widmen würde, um diverse Probleme
anzugehen. Der Dank gilt Frau von 
Falkenstein, die aufzeigt dass es auch 
«normale» Frauen gibt im Grossrat. 

Felix Hobi, Muttenz

Gefährliche 
Naivität
Egoismus von links bis rechts;
BaZ 22.11.18
Werner Stauffacher müsste noch 
erklären, was es mit Abschottung zu tun
hat, wenn sich Länder weigern, ein 
Papier zu unterschreiben, welches sie 
zur Aufnahme von Migranten aus jedem 
Winkel der Erde verpflichtet, sie ver-
pflichtet, selbigen sofortigen Zugang zu 
allen Sozialleistungen zu gewähren,
sich verpflichtet, negative Bericht-
erstattung über Migration in den Me-
dien zu bestrafen, während weder Ober-
grenzen der Aufnahme noch die selbst-
verständlichste Rückweisung von be-
reits kriminellen Migranten ein Thema
sind.

Linke Politiker versuchen nun die
Bürger zu überlisten, indem sie von 
«soft law» und von «rechtlich nicht bin-
dend» säuseln, während in dem Papier 
das Wort «verpflichten» 87-mal fällt.
Die Naivität, mit der Wener Stauffacher 
und seine Gesinnungsgenossen diesem 
Pakt begegnen, ist von einer Gefährlich-
keit, welche waffenscheinpflichtig sein
müsste. Peter Klein, Basel

Druck der Populisten
nachgegeben
UNO-Migrationspakt; BaZ diverse
Ich bin sehr enttäuscht, dass der Bundes-
rat dem Druck der rechten Populisten
nachgegeben hat und den Migrations-
pakt in Marrakesch nicht unterzeichnen
wird! Die rechten Populisten argumen-
tieren mit falschen Fakten und nutzen 
den Migrationspakt einzig für ihre poli-
tischen Ziele. Es stimmt zum Beispiel
nicht, dass das Parlament nicht über den
Pakt informiert war. Die aussen-
politischen Kommissionen wurden früh-
zeitig informiert, aber sie haben den 
Migrationspakt offenbar damals nicht
wichtig genommen. Erst als die
fremdenfeindlichen Regierungen Ost-

europas das Thema aufgegriffen haben, 
wurde es auch in der Schweiz von den
Rechtspopulisten zum Thema gemacht.
Im Übrigen erfüllt die Schweiz schon
jetzt alle Vorschläge, die der Pakt be-
inhaltet, bis auf die Ausschaffungshaft 
für Jugendliche zwischen 15 und 18 
Jahren. Die meisten im Migrationspakt
festgehaltenen Vorschläge sind auch 
durch andere Konventionen, wie etwa
die Kinderkonvention, die ILO-Konven-
tionen oder die Menschenrechtscharta, 
vorgeschrieben. Der Pakt hält aus-
drücklich fest, dass die Staaten ihre 
Migrationspolitik selber bestimmen.

Der Bundesrat täuscht sich, wenn er
meint, dass man mit Kuschen vor den 
rechten Populisten diese besser be-
kämpfen kann. Im Gegenteil: Damit
werden die Fake News, die in Bezug auf 
den Migrationspakt verbreitet worden 
sind, geradezu bestätigt. Ich hätte vom 
Bundesrat erwartet, dass er mutig und
selbstbewusst die falschen Be-
hauptungen richtigstellt und den
Migrationspakt am 10. Dezember in
Marrakesch unterzeichnet.

Rita Schiavi, Basel

Die Einfuhr von 
Palmöl regulieren
«Petronas Towers, Teefelder, Regen-
wälder», BaZ 20.11.18
Vielen Dank für diesen sorgfältig recher-
chierten Artikel und das Update: Vor 
18 Jahren organisierte das Departement 
Geografie der Uni Basel eine Reise für
uns Studierende nach Malaysia mit Pro-
fessor Rudolf Marr. Die stärkere Migra-
tion von Menschen aus Bangladesch 
dürfte einer der Unterschiede zu damals 
sein, während sich die Ethnien wohl
auch heute noch stark segregiert im
Arbeitsleben wiederfinden: Inder in der
Landwirtschaft und den Plantagen, Chi-
nesen in Finanz und Handel sowie
schliesslich Malaien in den Amtsstuben. 
Für Reisende dürfte – neben den im 
Artikel beschriebenen Plätzen – auch
ein Abstecher an die Ostküste interes-
sant sein. Die Ostküste ist im Gegensatz 
zur quirligen Westküste vom Islam und 
seinen Werten geprägt. Schliesslich
zeigt sich nach der Lektüre, dass nach 
dem erzielten Kompromiss mit Indone-
sien punkto Freihandelsabkommen nun
auch ein Durchbruch mit Malaysia 
wünschenswert ist, der die Einfuhr von 
Palmöl in die Schweiz so weit wie mög-
lich ressourcenschonend reguliert.

 Andreas Pecnik, Lima

Die Anwohner
fühlen sich betrogen
Gebaut, um es wieder abzureissen;
BaZ 23.11.18
Was immer befürchtet, aber stets de-
mentiert wurde, geistert in einigen 
Parlamentarierköpfen schon vor In-
betriebnahme des «provisorischen» 
Parkhauses der Roche als Hirngespinst
herum: Aus dem Provisorium soll ein
Permanentum werden. Um die sich
wehrende Anwohnerschaft zu be-
sänftigen, wurde hoch und heilig ver-
sprochen, in zehn Jahren das Gebäude
selbstverständlich wieder abzureissen. 
Das Bild in der BaZ trügt: Man sieht nur
die Autobahn, Eisenbahngeleise und ein
paar Autos, nicht aber, dass hier in un-
mittelbarer Nähe Menschen wohnen. 
Und die sind, eingezwängt zwischen
Roche, Auto- und Eisenbahn, schon
über Gebühr durch Lärm und Gestank
belastet, weshalb sie sich an die Hoff-
nung klammerten, in zehn Jahren von 
diesem zusätzlichen Verkehr und die
Aussicht versperrenden Gebäude wie-
der befreit zu sein. Neben der Einsicht,
ohne Unterstützung durch die Politik
gegen den Chemieriesen Roche als Kla-
gende chancenlos zu sein, haben die
Widerstand leistenden Anwohnenden
zusammen mit der Pro Natura ihre Ein-
sprachen auch wegen der begrenzten 
Dauer des Ärgernisses zurückgezogen.
Auch für die Ausnahmebewilligung
durch den Grossen Rat war der Zeit-
raum von zehn Jahren ein ausschlag-
gebender Faktor. Es ist zu hoffen, die
Mehrheit des Parlaments bleibe bei die-
ser Haltung. Wir Anwohnende fühlten 
uns betrogen. Bruno Keller-Sprecher, Basel

26.11.1954: Der Kaiser und der Stadtpräsident. Haile Selassie I., Kaiser von Abessinien (links), wird am 26. November 1954 bei seinem offiziellen Besuch in der
Schweiz von Zürichs Stadtpräsident Emil Landolt bei einem Bankett im Grand Hotel Dolder empfangen. Tags zuvor war der Kaiser in Bern, dann ging es schon früh in 
Zivil und im Roten Pfeil nach Zürich, ein Besuch bei der Fabrik Oerlikon, Bührle & Co. einschliesslich Demonstration im Schiesskanal stand auf dem Programm. Das 
Objekt des Interesses war die berühmte 20-Millimeter-Maschinenkanone aus dem Hause Bührle.  Foto Keystone

Der Schutzverband 
ist sich der 
wirtschaftlichen 
Bedeutung des EAP
durchaus bewusst.


